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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu der Vereinbarung vom 8. Oktober 1990 

über die Internationale Kommission zum Schutz der Elbe 


A. Zielsetzung 

Die am 8. Oktober 1990 in Magdeburg Unterzeichnete Vereinbarung 
über die Internationale Kommission zum Schutz der Elbe soll Grund- 
lage sein für die verstärkte Zusammenarbeit der Elbanliegerstaaten 
und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft auf dem Gebiet der 
Wassenwirtschaft im gesamten Elbeeinzugsgebiet. Arbeitsschwer- 
punkt der nach der Vereinbarung zu gründenden Internationalen Kom- 
mission soll sein, anspruchsvolle Gewässernutzung im Elbeeinzugs- 
gebiet wieder zu ermöglichen, ein möglichst naturnahes aquatisches 
Ökosystem zu erreichen und die Belastung der Nordsee aus dem 
Elbegebiet nachhaltig zu verringern. 

B. Lösung 

Durch das geplante Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen für 
eine Ratifizierung der Vereinbarung geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Der Bund trägt 65 vom Hundert der laufenden Kosten des Sekretariats 
der Internationalen Kommission zum Schutz der Elbe. Für das Jahr 
1991 sind 618 000 Deutsche Mark veranschlagt. Ländern und 
Gemeinden entstehen durch das Gesetz keine Kosten. 




Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (321) - 235 31 - El 1/91 Bonn, den 27. Juni 1991 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu der Vereinbarung vom 8. Oktober 1990 über die Internatio- 
nale Kommission zum Schutz der Elbe mit Begründung (Anlage 1) und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 629. Sitzung am 26. April 1991 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 
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Anlage 1 


Entwurf 

Gesetz 

zu der Vereinbarung vom 8. Oktober 1990 
über die Internationale Kommission zum Schutz der Elbe 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der in Magdeburg am 8. Oktober 1990 Unterzeichneten 
Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Repu- 
blik und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über 
die Internationale Kommission zum Schutz der Elbe wird 
zugestimmt. Die Vereinbarung wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

(1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarung nach ihrem 
Artikel 18 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf die Vereinbarung findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da sie sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil die Verein- 
barung das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden 
regelt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikel 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem die Vereinbarung 
nach ihrem Artikel 18 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Schiußbemerkung 

Dem Bund entstehen durch das Gesetz Kosten. Für das 
Jahr 1991 sind 618 000 Deutsche Mark veranschlagt. 

Die Ausführung der Vereinbarung wirkt sich dennoch nicht 
auf die Höhe von Einzelpreisen, das Preisniveau, ins- 
besondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau, aus. Da 
die Vereinbarung der Verstärkung der Zusammenarbeit 
der Wasserwirtschaftsverwaltung der Elbanliegerstaaten 
dient, entstehen insofern keine Kosten mit preislichen Aus- 
wirkungen. Die Ausführung der Vereinbarung wirkt sich 
positiv auf die Umwelt aus, da die darin vorgesehene 
verstärkte Zusammenarbeit der Elbanliegerstaaten u. a. 
der Verbesserung der ökologischen Verhältnisse und der 
Gewässergüte der Elbe sowie der Nordsee dient. 
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Vereinbarung 

über die Internationale Kommission zum Schutz der Elbe 

Dohoda 

o Mezinärodni komisi pro ochranu Labe 


Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland, der 
Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik und die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (Vertragsparteien), 

in der Sorge um die Reinhaltung der Elbe, 

in dem Bestreben, ihre weitere Verunreinigung zu verhindern 
und ihren derzeitigen Zustand zu verbessern, 

im Hinblick auf die Notwendigkeit, die Belastung der Nordsee 
durch die Elbe nachhaltig zu verringern, 

in der Überzeugung von der Dringlichkeit dieser Aufgaben, und 

in der Absicht, die auf diesem Gebiete bereits bestehende 
Zusammenarbeit der Vertragsparteien zu verstärken, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1 ) Die Vertragsparteien arbeiten auf dem Gebiet des Gewässer- 
schutzes für die Elbe und Ihr Einzugsgebiet In der Internationalen 
Kommission zum Schutz der Elbe, nachfolgend Kommission 
genannt, zusammen. 

(2) Sie werden hierbei insbesondere anstreben, 

a) Nutzungen, vor allem die Gewinnung von Trinkwasser aus 
Uferfiltrat und die landwirtschaftliche Verwendung des Was- 
sers und der Sedimente, zu ermöglichen, 

b) ein möglichst naturnahes Ökosystem mit einer gesunden 
Artenvielfalt zu erreichen, 

c) die Belastung der Nordsee aus dem Elbegebiet nachhaltig zu 
verringern. 

(3) Um diese Ziele schrittweise zu erreichen, werden die 
Vertragsparteien Im Rahmen der Kommission Arbeitsprogramme 
mit Zeitplänen für jeweils vorrangige Aufgaben beschließen. 
Diese Programme sehen unter anderem auch Vorschläge für 
Maßnahmen zur Verringerung von Emissionen nach dem Stand 
der Technik und zur Reduzierung von Belastungen aus diffusen 
Quellen vor. 

(4) Die Vereinbarung regelt nicht Fragen der Fischereiwirtschaft 
und der Schiffahrt; die Behandlung von Fragen des Schutzes der 
Gewässer vor Verunreinigungen aus diesen Tätigkeiten wird 
dadurch jedoch nicht ausgeschlossen. 

Artikel 2 

(1) Die Kommission soll insbesondere 

a) Übersichten über wesentliche punktförmige Schadstoffelnlei- 
tungen erstellen (Einleiterkataster), die Gewässerbelastung 
aus diffusen Quellen abschätzen und beides fortschreiben, 

b) Grenzwerte für die Einleitung von Abwässern vorschlagen, 

c) konkrete Qualitätszlele unter Berücksichtigung der Ansprüche 
an die Gewässernutzung, der besonderen Bedingungen zum 
Schutz der Nordsee und der natürlichen aquatischen Lebens- 
gemeinschaften Vorschlägen, 

d) gemeinsame Meß- und Untersuchungsprogramme zur Dar- 
stellung der Qualität der Gewässer und der Sedimente und 
des Abflusses sowie der aquatischen und litoralen Lebens- 
gemeinschaften Vorschlägen, ihre Durchführung koordinieren 
und die Ergebnisse dokumentieren und bewerten, 


Vlädy Ceske a Slovenske Federativnl Republiky, Spolkove 
republiky Nämecko a Evropske hospodäfske spoleöenstvi (däie 
jen „smiuvni strany“), 

vedeny obavou o zachoväni öistoty Labe, 

ve snaze zabränit dalsimu zneöiäfoväni a ziepsit jeho souöasny 
stav, 

s ohledem na nutnost stäle sniiovat zatizeni Severm'ho mofe 
zpösobovane Labern, 

V pfesvädceni o nalöhavostj tächto ükolü a 

se zämärem posillt spolupräci smiuvnich stran, kterä v teto 
oblasti jiz existuje, 

dohodly se, jak uvedeno nize: 

Clänek 1 

1 . Smiuvni strany spolupracuji v oblasti ochrany vod Labe a 
jeho povodi v Mezinärodni komisi pro ochranu Labe (däIe jen 
„Komise“). 

2. Pfltom budou usilovat zejmena o to: 

a) umoznit uziväni vody, pfedevsim umoznit ziskäväni pitne 
vody z bfehove Infiltrace a zemädäiskä vyuziväni vody a 
sedlmentü, 

b) dosähnout ekosystämu, ktery bude co moznä nejbllzäi phrod- 
nimu stavu se zdravou öetnosti druhu, 

c) trvale snizovat zatiieni Severniho mofe z povodi Labe. 

3. K postupnemu dosazeni cilö se smiuvni strany usnesou 
v rämci Komise na pracovnich programech s casovymi pläny pro 
ükoly, ktere jsou prävä pfednostni. Tyto programy pfedpoklädaji 
mezi jinym tez nävrhy na opatfeni ke snizeni emisi podle stavu 
techniky a ke snizeni zatßeni z rozptylenych zdrojü. 


4. Dohoda nefeäi otäzky rybneho hospodäfstvi a lodni dopravy; 
jednäni o otäzkäch ochrany vod pfed zneciStänim z tächto öinn- 
osti se väak timto nevyluöuje. 


Clänek 2 

1 . Komise mä zejmena 

a) zpracovat pfehledy o podstatnych bodovych zdrojich zneöi- 
äteni (seznam znediätovatelLi), däie odhady o zatiieni vod 
z rozptylenych zdrojü a v obou tächto aktivitäch pokraöovat, 

b) navrhovat limitni hodnoty pro vypouätäni odpadnich vod, 

c) navrhovat konkretni kvalitativni eile s pfihlädnutim k näroküm 
uiivatelü vody, ke zviäätnim podminkäm ochrany Severniho 
mofe a pfirozenych ^ivych vodnich spoleöenstvi, 

d) navrhovat spolecne programy mefeni a vyzkumu ke znäzor- 
näni kvality vod, sedimentü a odtoku, jakoi i zivych vodnich a 
litoräinich spoleöenstvi, jejich provädeni koordinovat a vy- 
sledky dokumentaöne podehyeovat a vyhodnocovat. 
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e) einheitliche Methoden zur Klassifizierung der Wasserbeschaf- 
fenheit der Elbe erarbeiten, 

f) konkrete Aktionsprogramme zur Reduzierung der Schadstoff- 
frachten sowohl aus kommunalen und industriellen Punktquel- 
len als auch aus diffusen Quellen und weitere Maßnahmen 
einschließlich Zeitplanung und Kostenschätzung vorschlagen, 

g) Vorsorgemaßnahmen zur Vermeidung unfallbedingter Gewässer- 
belastungen Vorschlägen, 

h) ein einheitliches Alarm- und Warnverfahren für das Einzugs- 
gebiet Vorschlägen und auf der Grundlage der Erfahrungen 
aktualisieren, 

i) die hydrologischen Verhältnisse im Elbegebiet darstellen und 
die hierfür maßgeblichen Einflüsse dokumentieren (Elbe- 
monographie), 

j) die gewässerökologische Bedeutung der unterschiedlichen 
Biotopelemente dokumentieren sowie Vorschläge zur Verbes- 
serung der Bedingungen für aquatische und litorale Lebens- 
gemeinschaften erarbeiten, 

k) über geplante und auf Ersuchen einer Delegation auch über 
bestehende Arten der Gewässernutzung beraten, die wesent- 
liche grenzüberschreitende Auswirkungen nach sich ziehen 
könnten, einschließlich Wasserbauten und Gewässerregulie- 
rung, 

l) die Zusammenarbeit vor allem bei wissenschaftlichen For- 
schungsvorhaben und im Bereich des Informationsaustau- 
sches, Insbesondere über den Stand der Technik fördern, 

m) die Grundlagen für etwaige Regelungen zwischen den Ver- 
tragsparteien über den Schutz der Elbe und ihres Einzugs- 
gebietes vorbereiten. 

(2) Die Kommission ist außerdem zuständig für alle anderen 
Angelegenheiten, die die Vertragsparteien ihr im gemeinsamen 
Einvernehmen übertragen. 

Artikel 3 

Diese Vereinbarung gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ange- 
wendet wird, und nach Maßgabe jenes Vertrages einerseits sowie 
für das Gebiet der Tschechischen und Slowakischen Föderativen 
Republik andererseits. 

Artikel 4 

Die Vertragsparteien unterrichten die Kommission über die 
Grundlagen, die zur Erfüllung der Aufgaben der Kommission 
erforderlich sind, sowie über die getroffenen Maßnahmen und die 
dafür insgesamt aufgewendeten Mittel. Die Kommission kann 
dazu den Vertragsparteien Vorschläge zur Verbesserung unter- 
breiten. 

Artikel 5 

(1) Die Kommission setzt sich aus Delegationen der Vertrags- 
parteien zusammen. Jede Vertragspartei ernennt höchstens 
fünf Delegierte sowie stellvertretende Delegierte, darunter einen 
Delegationsleiter und seinen Stellvertreter. 

(2) Jede Delegation kann für die Behandlung bestimmter Fra- 
gen von ihr zu benennende Sachverständige hinzuziehen. 

Artikel 6 

(1) Der Vorsitz der Kommission wird abwechselnd durch die 
Delegationen der Vertragsparteien wahrgenommen. Die Einzel- 
heiten der Wahrnehmung des Vorsitzes werden von der Kommis- 
sion bestimmt und in ihre Geschäftsordnung aufgenommen; die 
Delegation, welche den Vorsitz wahrnimmt, benennt eines ihrer 
Mitglieder als Präsidenten der Kommission. Diese Delegation 
kann für die Dauer der Wahrnehmung des Vorsitzes einen weite- 
ren Delegierten ernennen. 

(2) Der Präsident soll in der Regel in den Sitzungen der Kom- 
mission nicht für seine Delegation sprechen. 


e) zpracovat jednotne metodiky pro klasifikoväni kvality vody 
V Labi, 

f) navrhovat konkretni aköni programy pro snizeni mnoistvi 
unääenych äkodlivych lätek a to jak z komunälnich a prümys- 
lovych bodovych zdrojü, tak i z rozptylenych zdrojü, \ako± i 
daläi opatfeni vöetnö öasovych plänü a odhadu näkladü, 

g) navrhovat preventivni opatfeni k zamezeni zatf^enf tokü 
z havärii, 

h) navrhnout jednotny poplachovy a varovny systöm pro povodi 
a tento aktualizovat na zäkladö zkuäenosti, 

i) znäzorhovat hydrologicke pomery v oblasti Labe a zdokumen- 
tovat vlivy pro tyto pomöry smörodatne (monografie Labe), 

j) zdokumentovat vyznam rüznych biotopickych prvkü pro ekolo- 
gii vod a zpracovävat nävrhy na ziepseni podminek pro zivä 
vodni a litoräini spoleöenstvi, 

k) radit se o plänovanych, nebo, na podklade 2ädosti jedne 
delegace, i o stävajicich zpüsobech u2iti vod, ktere by mohly 
mit podstatny vliv na vodohospodäfske pomöry i za stätnimi 
hranicemi, vöetne vodnich staveb a üprav vodnich toku, 

l) podporovat spolupräci pfedeväim u vödecko-vyzkumnych 
ükolü a V oblasti vymeny informaci, zejmena o stavu techniky, 

- m) pfipravovat podklady pro eventuälni dohody mezi smiuvnimi 
stranami na ochranu Labe a jeho povodi. 

2. Komise je kromö toho pfisluänä pro vsechny ostatni zälezi- 

tosti, ktere na ni smiuvnl strany po vzäjemne dohodö pfenesou. 


Clänek 3 

Tato dohoda plati pro üzemi, ve kterych je uplathoväna 
Smiouva o zalo^eni Evropskeho hospodäfskeho spoleöenstvi a 
podle teto smiouvy na jedne stranö, \akoi i pro üzemi Ceskö a 
Slovenske Federativni Republlky na stranö druhö. 


Clänek 4 

Smiuvni strany budou informovat Komisi o podkladech, ktere 
Jsou nutne pro splneni ükolü Komise, jakoz i o uöinönych opatfe- 
nich a o prostfedcich na tyto üöely celkovö vynalo^enych. Komise 
mü^e k tomuto pfedklädat smiuvnim stranäm nävrhy na ziepäeni. 


Clänek 5 

1 . Komise se sklädä z delegaci smiuvnich stran. Kaidä smiuvni 
strana jmenuje nejvyse pät delegätü, z toho vedouciho delegace a 
zästupce vedouciho delegace. 

2. Kazdä delegace mü2e pro projednäväni uröitych otäzek 
pfizvat odborniky podle vlastniho uväieni. 

Clänek 6 

1 . Pfedsednictvim Komise se poväfuji stfidavä delegace smiuv- 
nich stran. Podrobnosti povöfeni pfedsednictvim uröuje Komise a 
zahme je do sväho jednaciho fädu; delegace, kterä je poväfena 
pfedsednictvim, jmenuje jednoho ze svych ölenü do funkce prezi- 
denta Komise. Tato delegace müie po dobu poväfeni pfedsed- 
nictvem jmenovat jednoho dalsiho delegäta. 


2. Prezident nemä zpravidla na zasedänich Komise hovofit za 
svoji delegaci. 
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Artikel 7 

(1) Die Kommission tritt mindestens einmal jährlich auf Ein- 
ladung durch den Präsidenten an einem von ihm festzulegenden 
Ort zu einer ordentlichen Tagung zusammen. 

(2) Außerordentliche Tagungen sind durch den Präsidenten auf 
Verlangen einer Delegation einzuberufen. 

(3) Zwischen den Tagungen der Kommission können Beratun- 
gen der Delegationsleiter stattfinden. 

(4) Der Präsident schlägt die Tagesordnung vor. Jede Delega- 
tion hat das Recht, diejenigen Punkte auf die Tagesordnung 
setzen zu lassen, die sie behandelt zu sehen wünscht. Die 
Reihenfolge wird durch Mehrheitsbeschluß der Kommission fest- 
gesetzt. 

Artikel 8 

(1) Jede Delegation hat eine Stimme. 

(2) Bei den Verhandlungen und Entscheidungen im Rahmen 
dieses Übereinkommens sowie bei seiner Durchführung handeln 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die Bundesrepublik 
Deutschland im Bereich ihrer jeweiligen Zuständigkeit. Die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft übt Ihr Stimmrecht In Fällen, in 
denen die Bundesrepublik Deutschland zuständig ist, nicht aus; 
das gleiche gilt im umgekehrten Fall. 

(3) Die Entscheidungen und Vorschläge der Kommission wer- 
den, soweit in dieser Vereinbarung nicht anders bestimmt ist, 
einstimmig gefaßt; unter den von der Geschäftsordnung festzu- 
legenden Bedingungen kann ein schriftliches Verfahren stattfinden. 

(4) Stimmenthaltung steht der Einstimmigkeit nicht entgegen, 
wenn alle Delegationen anwesend sind. 

Artikels 

(1) Die Kommission setzt für die Durchführung bestimmter 
Aufgaben Arbeitsgruppen ein. 

(2) Die Arbeitsgruppen setzen sich aus den von jeder Delega- 
tion bezeichneten Delegierten oder Sachverständigen zusammen. 

(3) Die Kommission bestimmt die Aufgaben sowie die Mitglieder- 
zahl jeder Arbeitsgruppe und ernennt ihre Vorsitzenden. 

Artikel 10 

Zur Vorbereitung, Durchführung und Unterstützung ihrer Arbeit 
richtet die Kommission ein Sekretariat ein. Sitz des Sekretariats 
ist Magdeburg. Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

Artikel 11 

Die Kommission kann sich der Dienste besonders geeigneter 
Persönlichkeiten oder Einrichtungen zur Prüfung von Sonder- 
fragen bedienen. 

Artikel 12 

Die Kommission beschließt über die Zusammenarbeit mit ande- 
ren internationalen und nationalen Organisationen, die für den 
Gewässerschutz in Frage kommen. 

Artikel 13 

Die Kommission erstattet den Vertragsparteien mindestens alle 
zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht sowie nach Bedarf weitere 
Berichte, in die insbesondere auch die Ergebnisse der Unter- 
suchungen und deren Bewertungen aufzunehmen sind. 

Artikel 14 

(1) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihrer Vertretung in der 
Kommission und in den Arbeitsgruppen sowie die Kosten der 
laufenden Untersuchungen, die auf ihrem Gebiete vorgenommen 
werden. 


ClänekT 

1 . Komise se schäzi na rädnem zasedäni nejmene jednou za 
rok a to na pozväni prezidenta na mistö, ktere urcil. 

2. Na zäklade pozadavku jedne delegace svolä prezident 
mimofädnä zasedäni. 

3. Mezi zasedänimi Komise se mohou uskutecnit porady 
vedoucich delegaci. 

4. Prezident navrhuje program jednäni. Ka^dä delegace mä 
prävo navrhnout na program jednäni ty body, kterä by chtela 
projednat. Pofadi se stanovi usnesenim Komise podle vetsiny 
hiasü. 

Clänek 8 

1 . Kazdä delegace mä jeden hias. 

2. Pfi jednänich a rozhodnutich v rämci teto dohody, jakoz I pfi 
jejim provädeni jednaji Evropske hospodäfske spoleöenstvi a 
Spolkovä republika Nömecko, ka^dy v oblasti sve pfislusnosti. 
Evropske hospodäfske spoleöenstvi neuplatriuje sve hiasovaci 
prävo V pfipadech, v nichi je pfislusnä Spolkovä republika 
Nemecko, totäi plati i obräcene. 

3. Rozhodnuti a nävrhy Komise, pokud v teto dohode neni 
stanoveno jinak, se prijimaji jednomysinö; za podminek, ktere 
budou stanoveny v jednacim fädu, se mü2e uskuteönit pisemnä 
fizeni. 

4. Zdr^eni se hiasoväni neni v rozporu s jednomysinosti, pokud 
jsou pfitomny vsechny delegace. 

Ölänek 9 

1. Pro provädäni uröitych ükolü ustavi Komise pracovni sku- 
piny. 

2. Pracovni skupiny se sklädaji z delegätü nebo odbornikü 
uröenych kazdou delegaci. 

3. Komise urcuje ükoly, jako2 I pocet clenü kazde pracovni 
skupiny a jmenuje jejich pfedsedy. 

Clänek 10 

K pfiprave, provädöni a podpofe sve präce zfidi Komise sekre- 
tariät. Sidio sekretariätu je v Magdeburgu. Podrobnosti stanovi 
jednaci fäd. 

Clänek 11 

Komise müze vyuzit slu^eb mimofädnö vhodnych osobnosti 
nebo zafizeni k pfezkoumäni zviäätnich otäzek. 

Clänek 12 

Komise se usnese o spolupräci s jinymi mezinärodnimi a närod- 
nimi organizacemi, kterä pfipadaji v üvahu pro ochranu vod. 

Clänek 13 

Komise pfedlo^i smiuvnim stranäm minimäinö kazde dva roky 
zprävu o öinnosti a podle potfeby daläi zprävy, ve kterych je tfeba 
uvest te^ vysiedky äetfeni a jejich zhodnoceni. 


Clänek 14 

1 . Kazdä ze smiuvnich stran nese näklady na sve zastoupeni 
V Komisl a v pracovnich skupinäch, jakoz i näklady na probihajici 
setfeni, provädöne na jejim üzemi. 
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(2) Die Übrigen Kosten der Arbeiten der Kommission ein- 
schließlich der Kosten des Sekretariats werden in folgendem 
Verhältnis zwischen den Vertragsparteien aufgeteilt: 


Bundesrepublik Deutschland 65 % 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 2,5 % 

Tschechische und Slowakische Föderative Republik 32,5 % 


Insgesamt 100 % 

Die Kommission kann in bestimmten Fällen auch eine andere 
Aufteilung festlegen. 

Artikel 15 

Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 16 

(1) Bestehende Übereinkommen und Verträge bleiben unbe- 
rührt. 

(2) Die Kommission wird untersuchen, inwieweit es zweck- 
mäßig ist, Übereinkommen und Verträge im Sinne des Absatzes 1 
wegen Ihres Inhalts oder aus anderen Gründen zu ändern, zu 
ergänzen oder aufzuheben; sie erarbeitet Empfehlungen für 
deren Umgestaltung oder Aufhebung sowie für den Abschluß 
neuer Übereinkommen oder Verträge. 

Artikel 17 

Arbeitssprachen der Kommission sind Deutsch und 
Tschechisch. 

Artikel 18 

Die Vereinbarung tritt an dem Tag in Kraft, an dem alle Unter- 
zeichner der Regierung der Bundesrepublik Deutschland als Ver- 
wahrer mitgeteilt haben, daß die nach eigenem Recht jeweils 
erforderlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. 
Die Vereinbarung wird für einen unbefristeten Zeitraum abge- 
schlossen. Sie kann mit einer Frist von fünf Jahren gekündigt 
werden. Die Kündigungserklärung ist gegenüber dem Verwahrer 
schriftlich abzugeben; dieser teilt sie den übrigen Vertrags- 
parteien mit. Die Kündigungserklärung wird mit dem Tag wirksam, 
an dem sie beim Verwahrer eingeht. 

Artikel 19 

Diese Vereinbarung, die in einer Urschrift in deutscher und 
tschechischer Sprache abgefaßt ist, wobei jeder Wortlaut glei- 
chermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland hinterlegt; diese übermittelt jeder 
Vertragspartei eine beglaubigte Abschrift. 


Geschehen zu Magdeburg am 8. Oktober 1990 


2. Ostatni näklady öinnosti Komise, vöetnö näkladü na öinnost 
Sekretariätu, budou rozdöleny v näsledujicim pomäru mezi 


smiuvni strany: 

Spolkovä republika Nämecko 65,0 % 

Evropske hospodäfske spoleöenstvi 2,5 % 

Ceskä a Slovenskä Federativni Republika 32,5 % 


Celkem 100,0 % 

Komise müie stanovit v urcitych pffpadech takö jine rozdäleni. 


Clänek 15 

Komise si stanovi jednaci fäd. 

Clänek 16 

1. Stävajici dohody a smiouvy züstävaji nedotöeny. 

2. Komise pfezkouäi do jakä miry je üöelne dohody a smiouvy 
ve smysiu odstavce 1, pro jejich obsah nebo z jinych düvodü, 
menit, doplnit 6\ zruäit; zpracuje doporuöeni pro jejich pfepraco- 
väni nebo zruseni, jakoi i pro uzavfeni novych dohod öi smiuv. 


Clänek 17 

Pracovnimi jazyky Komise jsou öeätina a nämöina. 

Clänek 18 

Dohoda vstoupi v platnost v den, kdy väichni signatäfi sdelili 
vlädö Spolkove republiky Nämecko jako depozitäri, ie podle jejich 
vlastniho präva byly splnäny potfebne predpoklady pro uvedeni 
V platnost. Tato dohoda se uzavirä na neomezenou dobu. Lze ji 
vypovödöt ve vypovädni Ihütä päti let. Prohlääenf o vypovädl tFeba 
pfedat depozitäri pisemnö; tento s prohlääenim seznämi ostatni 
smiuvni strany. Prohlääeni o vypoväzeni nabude üöinnosti dnem, 
kdy doälo depozitäri. 


Clänek 19 

Tato dohoda, kterä je v jednom prvopise sepsäna v jazyce 
nämeckem a öeskäm, pfiöemi kaide znöni je stejnym zpüsobem 
zävaznä, je deponoväna v archivu Spolkove republiky Nämecko, 
ta pfedä kazde smiuvni stranö jeden overeny opis. 


Däno V Magdeburgu dne 8. fijna 1990 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Za vlädu Spolkovä republiky Nämecko 
Klaus Töpfer 

Für die Regierung der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik 
Der Föderalminister für Umwelt 
Za vlädu Ceske a Slovenskä Federativni Republiky 
Josef Vavrousek 

Für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
Der Bevollmächtigte der Europäischen Gemeinschaften 

Za Evropske hospodäfskä spolecenstvi 
l aurens Jan Brinkhorst 
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Denkschrift zu der Vereinbarung 
Allgemeines 

Die am 8. Oktober 1990 in Magdeburg Unterzeichnete 
Vereinbarung soll die Grundlage bilden für die verstärkte 
Zusammenarbeit der Elbanliegerstaaten auf dem Gebiet 
des Gewässerschutzes für die Elbe und ihr Einzugsgebiet. 

Die zu diesem Zweck zu gründende Internationale Kom- 
mission soll insbesondere die Zusammenarbeit bei 
wissenschaftlichen Forschungsvorhaben und im Bereich 
des Informationsaustausches fördern. 

Hierunter fallen hauptsächlich: 

- die Erstellung von Einleiterkatastern 

- die Erarbeitung von Grenzwerten für die Einleitung von 
Abwässern sowie die Bestimmung konkreter Qualitäts- 
ziele unter Berücksichtigung der Ansprüche an die 
Gewässernutzung, der Bedingungen zum Schutz der 
Nordsee sowie der natürlichen aquatischen Lebens- 
gemeinschaft 

- die Erarbeitung gemeinsamer Meß- und Untersuchungs- 
programme zur Darstellung der Gewässerqualität sowie 
Dokumentation und Bewertung der Ergebnisse 

- die Erarbeitung einheitlicher Methoden zur Klassifizie- 
rung der Wasserbeschaffenheit 

- konkrete Aktionsprogramme zur Reduzierung der Schad- 
stofffrachten aus allen in Betracht kommenden Quellen 

- Vorsorgemaßnahmen zur Vermeidung unfallbedirigter 
Gewässerbelastungen 

- die Erarbeitung eines einheitlichen Alarm- und Warn- 
verfahrens für das Einzugsgebiet 

- die Erstellung einer Elbemonographie 

- die Dokumentation der gewässerökologischen Bedeu- 
tung der unterschiedlichen Biotopelemente sowie die 
Erarbeitung von Vorschlägen zur Verbesserung der 
Bedingungen für aquatische und litorale Lebensgemein- 
schaften 

- die Beratung bestehender und geplanter Arten der 
Gewässernutzung mit wesentlichen grenzüberschrei- 
tenden Auswirkungen, einschließlich Wasserbauten und 
Gewässerregulierung 

~ die Vorbereitung von Regelungen zum Schutze der Elbe 
und ihres Einzugsgebietes. 

Diese Zusammenarbeit wird zwischen den zuständigen 
wasserwirtschaftlichen Dienststellen sowie der neu zu bil- 
denden Internationalen Elbe-Schutzkommission erfolgen, 
die schon vor Inkrafttreten der Vereinbarung als Interims- 
kommission ihre Arbeit aufgenommen hat. 

Aufgrund der verfassungsmäßigen Zuständigkeit der Län- 
der für wesentliche wasserwirtschaftliche Bereiche werden 
auf deutscher Seite wichtige Aufgaben von den Ländern ' 
Bayern, Berlin, Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-Vor- 
pommern, Niedersachsen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen wahrzunehmen sein. 

Die Einbeziehung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft ist erfolgt, weil ihr im Laufe der letzten Jahre zuneh- 
mend Zuständigkeiten auf dem Gebiete des Gewässer- 
schutzes zugewachsen sind. 


Besonderes 

Zu Artikel 1 

Absatz 1 enthält die gegenseitige Verpflichtung der die 
Vereinbarung schließenden Parteien zur Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Gewässerschutzes für das gesamte 
Elbeeinzugsgebiet in der Internationalen Kommission zum 
Schutz der Elbe. 

Absatz 2 zählt die Ziele der Zusammenarbeit auf. 

Absatz 3 beschreibt das Verfahren zur Erreichung dieser 
Ziele. 

Absatz 4 grenzt den Anwendungsbereich gegenüber Fragen 
der Fischereiwirtschaft und der Schiffahrt ab. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 enthält eine enumerative Aufzählung der der 
Kommission insbesondere zufallenden Aufgaben. 

Absatz 2 erweitert die Zuständigkeit der Kommission für 
weitere durch die die Vereinbarung schließenden Parteien 
übertragene Angelegenheiten. 

Zu Artikel 3 

Diese Vorschrift enthält die übliche EG-Geltungsbereichs- 
klausel. Der räumliche Anwendungsbereich Elbeeinzugs- 
gebiet wird dadurch nicht erweitert. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 enthält die Verpflichtung der die Vereinbarung 
schließenden Parteien, die Kommission über Grundlagen, 
die zur Aufgabenerfüllung der Kommission erforderlich 
sind, sowie über getroffene Maßnahmen und dafür auf- 
gewendete Mittel zu unterrichten. 

Zu Artikel 5 

Absatz 1 regelt die Zusammensetzung der Kommission 
aus Delegationen der die Vereinbarung schließenden 
Parteien sowie die Gestaltung der Delegationen nach Be- 
setzung und Höchstteilnehmerzahl. 

Absatz 2 räumt jeder Delegation das Recht auf Hinzu- 
ziehung eines von ihr zu benennenden Sachverständigen 
für die Behandlung bestimmter Fragen ein. 

Zu Artikel 6 

Absatz 1 regelt den wechselnden Vorsitz der Kommission 
durch die Delegation je einer der die Vereinbarung schlie- 
ßenden Parteien und verweist wegen der Einzelheiten der 
Wahrnehmung des Vorsitzes auf die Geschäftsordnung 
der Kommission. Weiter regelt die Vorschrift die Bestellung 
des Präsidenten aus der jeweils Vorsitzenden Delegation 
sowie das Recht dieser Delegation auf Ernennung eines 
weiteren Delegierten für die Dauer der Wahrnehmung des 
Vorsitzes. 

Absatz 2 fordert neutrales Verhalten des Präsidenten in 
den Sitzungen der Kommission. 

Zu Artikel 7 

Absatz 1 regelt den regelmäßigen Zusammentritt der Kom- 
mission. 
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Absatz 2 regelt das Vorgehen bei der Einberufung außer- 
ordentlicher Tagungen. 

Absatz 3 eröffnet die Möglichkeit für Beratungen der Dele- 
gationsleiter zwischen den Tagungen der Kommission. 

Absatz 4 beschreibt das Zustandekommen der Tages- 
ordnung der Kommission. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 teilt jeder Delegation eine Stimme zu. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft sowie die Bundesrepublik Deutschland hin- 
sichtlich der Vereinbarung im Bereich ihrer jeweiligen 
Zuständigkeit handeln. Ferner wird zwischen t^iden die 
Nicht-Ausübung des Stimmrechts in Fällen der Zuständig- 
keit des jeweils anderen festgelegt. 

Absatz 3 bestimmt die Einstimmigkeit von Entscheidungen 
und Vorschlägen der Kommission sowie die Möglichkeit 
eines schriftlichen Abstimmungsverfahrens. 

Absatz 4 legt fest, daß bei Anwesenheit aller Delegationen 
Stimmenthaltung der Einstimmigkeit nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 regelt die Einsetzung von Arbeitsgruppen durch 
die Kommission. 

Absatz 2 bestimmt die Zusammensetzung dieser Arbeits- 
gruppen. 

Absatz 3 legt die Bestimmung der Aufgaben, der Mitgiie- 
derzahl sowie des jeweiligen Vorsitzenden der Arbeits- 
gruppen durch die Kommission fest. 

Zu Artikel 10 

Diese Vorschrift bestimmt die Einrichtung eines Sekreta- 
riats der Kommission und den Sitz des Sekretariats. 

Zu Artikel 11 

Diese Vorschrift gestattet der Kommission die Hinzu- 
ziehung sachverständiger Personen oder Einrichtungen 
zur Prüfung von Sonderfragen. 

Zu Artikel 12 

Diese Vorschrift gestattet es der Kommission, über die 
Zusammenarbeit mit anderen internationalen und natio- 
nalen Organisationen auf dem Gebiete des Gewässer- 
schutzes zu beschließen. 

Auch Österreich und Polen zählen mit Teilen ihres Staats- 
gebietes zum Elbeeinzugsgebiet. Im Vorfeld der Verhand- 
lungen ist jedoch auf diplomatischem Wege mit diesen 
beiden Staaten Einigkeit darüber erzielt worden, sie nicht 
an der Vereinbarung zu beteiligen. 


Zu Artikel 13 

Diese Vorschrift sieht die Erstattung eines Tätigkeits- 
berichtes sowie “ bei Bedarf - die Erstattung weiterer 
Berichte, insbesondere über Untersuchungsergebnisse 
sowie deren Bewertung durch die Kommission vor. 

Zu Artikel 14 

Absatz 1 regelt die Kostentragungspflicht der die Verein- 
barung schließenden Parteien für ihre Vertretung in der 
Kommission und den Arbeitsgruppen sowie für die laufen- 
den Untersuchungen auf ihrem jeweiligen Gebiet. Darüber 
hinaus trägt jede der die Vereinbarung schließenden Par- 
teien die durch laufende Untersuchungen und Maßnah- 
men auf Ihrem jeweiligen Gebiet entstehenden Kosten. 

Absatz 2 bestimmt die Verteilung der übrigen Kosten der 
Arbeiten der Kommission einschließlich der Kosten des 
Sekretariats; gleichzeitig wird die Möglichkeit einer ande- 
ren Aufteilung durch die Kommission festgelegt, z. B. bei 
Sonderuntersuchungen im übenn/iegenden Interesse einer 
der die Vereinbarung schließenden Parteien. 

Zu Artikel 15 

Diese Vorschrift regelt die Befugnis der Kommission zum 
Erlaß einer Geschäftsordnung. 

Zu Artikel 16 

Absatz 1 stellt klar, daß diese Vereinbarung bestehende 
Verträge nicht ersetzt. 

Absatz 2 sieht die Erarbeitung von Empfehlungen der 
Kommission zwecks Anpassung der bestehenden Ver- 
träge an die Erfordernisse des Gewässerschutzes vor. 

Zu Artikel 17 

Diese Vorschrift legt Deutsch und Tschechisch als Arbeits- 
sprachen der Kommission fest. 

Zu Artikel 18 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten sowie die Kündi- 
gungsmodalitäten der Vereinbarung. 

Zu Artikel 19 

Diese Vorschrift bestimmt die Verbindlichkeit sowohl der 
deutschen als auch der tschechischen Urschrift der Ver- 
einbarung und regelt die Hinterlegung der Vereinbarung. 

Die vorliegende Form der Unterzeichnung der Vereinba- 
rung ist auf Drängen der Tschechischen und Slowakischen 
Föderativen Republik zustandegekommen. Die CSFR 
bestand auf der Formulierung „für die Regierung“, so daß 
die Bundesrepublik Deutschland aus Gründen der Über- 
einstimmung die gleiche Formulierung gewählt hat. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 629. Sitzung am 26. April 1991 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 1 a (neu) 

Nach Artikel 1 ist folgender Artikel 1 a einzufügen: 
„Artikel 1 a 

(1) In der Delegation der Bundesrepublik Deutsch- 
land gemäß Artikel 5 der Vereinbarung sind Bund und 
Länder vertreten. 

(2) Die Bundesregierung ernennt den Leiter der 
Delegation der Bundesrepublik Deutschland. Für 
Arbeitsgruppen, die entsprechend Artikel 9 der Verein- 
barung eingesetzt werden und deren Vorsitzende von 
der Bundesrepublik Deutschland zu benennen sind, 
berücksichtigt die Bundesregierung auch dabei Länder- 
vertreter, die ihr von der Arbeitsgemeinschaft der Län- 
der zur Reinhaltung der Elbe (Arge Elbe) benannt 
worden sind.“ 

Begründung 

Im Hinblick auf das Außenvertretungsrecht des Bundes 
sollte ein Vertreter des Bundes grundsätzlich den Vor- 


sitz der deutschen Delegation in der Kommission über- 
nehmen. 

In den Arbeitsgruppen, die der Kommission fachlich 
zuarbeiten, ist nicht der Außenvertretungsanspruch des 
Bundes maßgebend, sondern die fachliche Erfüllung 
der Kommissionsaufträge. Entsprechend der verfas- 
sungsmäßigen Zuständigkeit liegt die Fachkompetenz 
hierfür bei den Ländern. Der Bundesrat legt insofern 
Wert darauf, daß im Ratifizierungsgesetz ausdrücklich 
klargestellt wird, daß die Länder in den Arbeitsgruppen, 
deren Aufgabenfelder originäre Landesangelegenhei- 
ten betreffen, angemessen beteiligt werden und hier 
auch zuständigkeitshalber den Vorsitzenden stellen. 

In der Ständigen Vertragskommission der Länder 
wurde am 5. März 1991 vor einer Zustimmung zum 
Gesetzentwurf um eine entsprechende Klarstellung 
und Bestätigung seitens des Bundesministers für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gebeten. 
Diese steht bisher noch aus. 

2. Zum Gesetzentwurf im ganzen 

Der Bundesrat weist darauf hin, daß seine Zustimmung 
zum Gesetz nur dann erfolgen wird, wenn die Interes- 
sen der Länder angemessen berücksichtigt sind. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 

1 . Zu Artikel 1 a (neu) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß hierzu zwi- 
schenzeitlich bereits Einvernehmen mit den Bundes- 
ländern erzielt worden ist. 

2. Zum Gesetzentwurf im ganzen 

Die Bundesregierung nimmt den Hinweis zur Kenntnis. 

3. Preiswirkung 

Preisliche Wirkungen gehen von der Gegenäußerung 
der Bundesregierung nicht aus, da es sich hier um 
reine Verfahrensfragen in der Arbeit der Kommission 
handelt. 
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